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RICHTLINIE 

zur Nutzung von gesperrtem kirchlichen Schrift- und Dokumentationsgut 
aufgrund von Sondergenehmigungen 

 
Jüngere kirchengeschichtliche oder profangeschichtliche Forschungen mit kirchlichen 
Bezügen liegen auch im Interesse der Kirche. Qualifizierte Forschungen bedürfen in 
einzelnen Fällen der Nutzung gesperrten kirchlichen Schrift- und Dokumentationsgutes. 
Dabei ist allerdings stets zu bedenken, dass die Benutzung jüngerer Akten hinsichtlich 
des Schutzes der berechtigten Interessen und der Persönlichkeitsrechte betroffener 
Personen und der Wahrung kirchlicher Belange etc, besondere Probleme aufwirft.  
Grundsätzlich können Sondergenehmigungen zur Nutzung von Archivgut in kirchlichen 
Archiven, das noch einer Sperrfrist unterliegt (vgl. § 8 des Statuts des Archivs der 
Diözese Feldkirch), nur unter Wahrung der einschlägigen staatlichen Gesetze und 
kirchlichen Verordnungen erteilt werden.  
Für die Benutzung noch gesperrter Akten im Rahmen wissenschaftlicher Forschung 
regelt das Statut des Archivs der Diözese Feldkirch in § 9 die Möglichkeit der Erteilung 
von Sondergenehmigungen.  
Durch diese Grundsätze soll ein Ausgleich zwischen den Anliegen der Forschung 
einerseits und den Interessen von Archiveigentümern und Betroffenen andererseits 
erreicht werden. Damit diesem Anspruch in der Praxis entsprochen werden kann, sind 
bezüglich der Sicherung und Nutzung gesperrten kirchlichen Schrift- und 
Dokumentationsgutes folgende Gesichtspunkte zu beachten: 
1. Die Regelung bezüglich der Sondergenehmigung bezieht sich grundsätzlich nur auf 
solches Schrift- und Dokumentationsgut, das sich bereits im Archiv befindet und 
archivarisch bearbeitet sowie benutzbar ist.  
Registraturgut sowie unverzeichnete bzw. ungeordnete Akten können für die Forschung 
grundsätzlich nicht freigegeben werden. Ausnahmen sind nur für solche Forschungen 
möglich, die im Auftrag des Archiveigners bzw. mit einer gleichwertigen 
Einverständniserklärung des Ordinarius erfolgen. Für die Erteilung der entsprechenden 
Genehmigung ist das in § 9 Abs. 2 und 3 vorgesehene Verfahren anzuwenden. Die 
Nutzung von Registraturgut sollte ausschließlich im Archiv und unter Aufsicht erfolgen. 
Wird die Genehmigung zur Nutzung der o. g. Aktenbestände im Einzelfall gewährt, 
stellt dies kein Präjudiz für gleiche oder ähnliche Nutzungsaufträge dar.  
2. Die Erteilung von Sondergenehmigungen wird umso schwieriger, je weiter das 
Thema gefasst ist bzw. je größer der Gegenwartsbezug ist. Probleme ergeben sich u. a. 
auch dann, wenn die einschlägigen Materialien nicht als separate Aktengruppe, sondern 
mit anderen – gegebenenfalls sogar gesperrten – Materialien vermischt vorliegen. Diese 
Schwierigkeiten sollten bereits bei der Formulierung des Forschungsthemas bei 
wissenschaftlichen Arbeiten bedacht und gegebenenfalls vorab mit dem Diözesanarchiv 
erörtert werden.  
3. Auch bei sorgfältiger Prüfung des Antrages und Begleitung des Forschungsvorhabens 
durch das Diözesanarchiv kann bei der Nutzung gesperrten Schrift- und  
Dokumentationsgutes nicht ausgeschlossen werden, dass Archivgut eingesehen wird,  
das seiner Natur nach nicht für die Öffentlichkeit bestimmt ist. Diese Problematik sollte  
mit dem Forscher/der Forscherin vorab erörtert werden. Über die Erklärung zur  
Beachtung der berechtigten Interessen und des Personenschutzes Dritter (sogenannte  
„Verpflichtungserklärung“ bzw. Anonymisierung) hinaus muss er die  
Selbstverpflichtung eingehen, über derartiges Archivgut Stillschweigen zu bewahren.  
In vielen Fällen wird jedoch trotzdem eine vorherige Durchsicht der Bestände durch den 
Archivar bzw. Pfarrer erforderlich sein, gegen die seitens des Benutzers keine Einwände 
erhoben werden können. In diesem Zusammenhang ist auch stets zu prüfen, ob nicht 
eine mündliche oder schriftliche Auskunft über den Sachverhalt genügt. 
 
Diese Richtlinie gilt ab 01.01.2011. 


